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582. 


Abgeordnetenhaus. 
Mi Zwanzigſte Sitzung vom 10. Dezember 
nach 10% Uhr. 
6 Am Miniſtertiſche: Graf Itzenplitz. 
a ö gerichtsrath Collig aus Düſſeldorf wegen ſeiner Be- 
dat miebeigelegt habe. 
| Erſter Gegenftand der Tagesordnung find Wahl⸗ 
prüfungen. Der Wahlen der Abgg. Graf Willamo- 
witz-Möllendorff, v. Czarlinski, Bräbander, Hermes 
und Stuckmann werden ohne Debatte für gültig 
erklärt. 
f Abg. Dr. Achenbach berichtet über die Wahl 
des Abg. Regierungsrath Bergenroth (Angerburb⸗Lötzen) 
über Kot, Anh einem Beſchluſſe des Hauſes, in 
Fiaolge eines eingegangenen Proteſtes gerichtliche Er⸗ 
bebungen ſtattgefunden hagen. Die Unterſuchung ift, 
wie der Referent in einem länger als eine Stunde 
andauernden Vortrage berichtet, eine ſehr eingehende 
geweſen. Es hat dieſelbe herausgeſtellt, daß der Land⸗ 
rath Staudy auf verſchiedene Wahlmänner im konſer⸗ 
vativen Sinne eingewirkt, theils durch Verſprechungen, 
theils durch Drohungen. Der Kreisſekretär, unter 

Zuhilfenahme. von Gened armen ꝛc. ſuchte auf die 

Wahlmänner einzuwirken, für den Regierungsrath Ber⸗ 
j genroth zu ſtimmen, indem er ihnen zu verſlehen gab, 

daß ihnen die Meliorationsgelder entzogen, daß ſie 

bei einer Mobilmachung eingezogen würden ꝛe. Die 

Abtheilung hat deshalb geglaubt, daß das Verhalten 
does Landraths ein ſolches geweſen ſei, daß ſich dasſelbe 

zu einer beſondern Maßnahme ſeitens der Königlichen 

Regierung qualifizitte. Die Abtheilung hat zwar ab- 

gelehnt, auf einen beſondern Paragraphen des Straf- 

geſetzbuches bei dieſer Geſegenheit zurüchzufonmen, ſie 

bat aber geglaubt, daß die Verhandlungen der Staats- 
deegierung zur weitern Veranlaſſung wegen des Ver⸗ 
haltens der gravirten Beamten überwieſen werden 
müßten und fie ſtellt darauf bin ihren Antrag, indem 
ee zu gleicher Zeit beantragt, die Wahl des Abg. Ber- 
genroth für ungültig zu erklaren. 
mu g. Fleer en die Unterſuchung über 
die vom Referenten vorgetragenen Ungeſetzlichkeiten bereits 
ſchwebte, iſt der Landrath Staudy definitiv zum Land⸗ 
rath ernannt worden. (Hört! Hört!) Der Landrath 
hat gegen die Geſetze des Landes und gegen die freie 
Wahl gröblich verſtoßen; wenn trotzdem ſeine definitive 
Ernennung zum Landrath erfolgte, jo it der Miniſter 
des Innern dafür verantwortlich, daß er einen ſo un⸗ 
befähigten Menſchen Sr. Majeſtät dem Könige zum 
Landrathe zur Ernennung vorſchlug. Mit ſolchen Mit⸗ 
teln kann man allerdings eine Partei niederhalten, aber 
wahrlich nicht zum Nutzen des Landes, denn ich habe 
die Ueberzeugung, daß auch die konſervative Partei ein 
Aergerniß an ſolchen Thatſachen nimmt. Wenn unter- 
geordnete Beamte ſich ſolchen Unfug im Lande erlauben, 
kann ſich der Minifter wohl der Verantwortlichkeit ent⸗ 
ziehen, aber nachdem dieſe Dinge hier im Abgeordneten 
hauſe zur Sprache gekommen ſind, wird er die Ein- 
leitung einer Unterſuchung gegen den Landrath und die 
Beamten nicht von der Hand weiſen können. (Lebhaſter 
Beifall.) f 

Abg. v. Mitſchke-Collande: Pflicht eines 
jeden Landraths iſt, dahin zu wirken, daß die Wahlen 
möglichſt miniſteriell ausfallen. (Heiterkeit) Aus den 
Wahlakten geht nun hervor, daß Zeugen gegen den 
Landrath und die Beamten vernommen, die Beamten 
ſelbſt aber nicht gehört worden ſind. Das Wort 
audiatur et altera pars muß auch hier zur Gel⸗ 
lung kommen. (Sehr richtig! rechts.) Mit der Vor- 
nichtung der Wahl erreicht man weiter nichts, als daß 
die Wahlmänner noch eiumal wählen müſſen. Die 
Regierung wird gewiß Kenntniß nehmen von den Vor⸗ 
gängen und das Geeignete veranlaſſen. Ich ſtimme 
für die Giltigleit der Wahl. 

Abg. Ur. Hammacher: Was ſollen unſere 
neuen Kollegen aus den neuen Provinzen dazu ſagen, 
wenn ſie erfahren, daß ſolche Dinge bei uns ungerügt 
vorkommen können, was wird das gebildete Europa 
dazu ſagen (Heiterkeit), wenn der Vorredner glaubt, 
ſolchen Thatſachen leine Bedeutung beilegen zu ſollen. 
Im Intereſſe ves Hauſes und im Intereſſe der Gerech⸗ 
tigkeit bitte ich Sie für den Antrag der Abtheitung 
zu ſtimmen. (Beifall.) 

Abg. Graf zu Eulenburg: Ich will mich be- 
mühen, die gegen den Landrath erhobenen Beſchuldi⸗ 
gen auf das gehörige Maß zurückzuführen. Auch wir 
ſind entſchiedene Gegner der amtlichen Beeinfluſſung von 

ahlen. Daß die Beamten mit einigen Wahlmännern 

vor der Wahl geſprochen, iſt richtig; es iſt aber nicht 
geſchehen unter mißbräuchlicher Anwendung der Amts- 
gewalt. Wenigſtens die Hälfte der Punkte des Pro- 
teftes iſt vollſtandig unerwieſen geblieben, und wir dür⸗ 
en bei Entſcheidung über die Wahlen nicht die Will- 
Arx, ſondern das Recht herrschen laſſen. Vor der 


Der Präſident theilt mit, daß der Abg. Landes- 


förderung zum Kammer- Präſidenten in Trier ſein Man⸗ 


x Su 


Hauſes warnen! 


daß ihnen ihre Illegalität nichts hilft. 


Die Diskuſſion wird geſchloſſen. Bei der Ab- 


ſümmung wird die Wahl des Abg. Bergenroth für un⸗ 


gültig erklärt und dem fernen Antrage der Abtheilung 
gemäß, das Verfahren des Landrath Staudy und des 
Polizeiverwalters Fuchs dem Miniſterium des Innern 


zur weiteren Veranlaſſung überwieſen. — Ohne Dis⸗ 


fuffion werden demnächſt die Wahlen der Abgg. von 


Zychlinski, Witt, v. Tempelboff, Dr. Weber (Erfurt) 
und Schilling) für gültig erklärt. — Demnächſt wird 
die Budgetberathung fortgeſetzt. — Etat der Landes⸗ 


bank in Wiesbaden. . 

Hierzu liegen ſolgende Anträge vor: 
v. Behr: 
Landtage ſpäteſtens in der nächſten Seſſion desſel 
eine Vorlage zu machen, durch welche die Landesbank 
in Wiesbaden als Staats-⸗Inſtitut aufgehoben wird.“ 

2) vom Abg. Dr. Braun (Wiesbaden): 
beſchließen: 
wandlung der naſſauſſchen Landesbank 
nalſtändiſches Inſtitut Verhandlungen ſchweben: über 
den obigen Antrag zur Tagesordnung überzugehen.“ 


Abg. v. Behr rechtſertigt feinen Antrag; Abi 
Dr. Braun den ſeinigen; er wünſcht einen ſchoneng 
gen Umwandlung des 


den Uebergang bei der nothwendi 
tits. — Der Regierungs on min Ober⸗ 
Finanzrath Meinecke, erklärt, daß die Staatsregierung 
keiueswegs geſonnen ſei, die Landesbank in Wiesbaden 
in ihrer jetzigen Verfaſſung als Staats-Inſtitut beſtehen 
zu laſſen. — Abg. v. Behr modiſizirt ſeinen Antrag 
dahin: „Die Staatsregierung aufzufordern, dem Land⸗ 
tage in der nächſten Seſſion eine Vorlage zu machen, 
nach welcher die Landesbank aufhöre, Staats⸗Inſtitut 
zu ſein.“ — Abg. Dr. Braun zieht in Folge deſſen 
ſeinen Antrag zurück. — Der modifizirte Antrag von 
Behr wird angenommen, der Etat genehmigt. 

Der Etat der Münze, der Porzellan-Manufaltur 
und der Staatsdruckerei werden ohne Diskuſſion ge⸗ 
nehmigt. 

Etat der Domänen. Hierzu liegen zwei Anträge 
vor: 1) vom Abg. Grumbrecht, welcher beantragt, 1. 
eine möglichſt raſche Veräußerung der in den neuen 
Provinzen belegenen Domanialgrundſtücke, hinſichtlich 
welchen nicht beſondere Bedenken entgegenſtehen, zu em⸗ 
pfehlen; 2. der Regierung zur Erwägung vorzuſtellen, 
ob nicht auch eine größere Zahl der Domänen-Bor- 
werle nach und nach veräußert werden könne; 

2) vom Abg. Dr. Glaſer, welcher in Betreff der 
Veräußerung der Domänengrundſtücke in den neuen 
Provinzen einen ähnlichen Antrag ſtellt und für den 
nächſten Landtag darüber eine Geſetzes-Vorlage verlangt. 

Reg.⸗Kommiſſar Geh. Ober⸗Finanzrath Dreßler 
giebt beim Beginn der Berathung eine eingehende Ueber⸗ 
ſicht der Pofitionen des Etats, wobei er erklärt, daß 
die Regierung bereits in Erwägung genommen habe, in 
wie weit fie zur Veräußerung von Domänen-Grund⸗ 
ſtücke ſchreiten könne. — In Folge deſſen zieht Abg. 
Dr. Glaſer ſeinen Antrag zurück, da nach dieſer Er- 
klärung die Vorausſetzung für denſelben weggefallen ſei. 

Abg. v. Zander bekämpft Namens der Kom- 
miſſion des Hauſes den Antrag Grumbrecht, da keine 
Veranlaſſung vorliege, die Regierung zur Veräußerung 
der Domänen zu drängen. 

Die Diskuſſion wird geſchloſſen und Abg. Grum⸗ 
brecht zieht, da der Schluß der Disluſſion ihn verhin⸗ 
dert, ſeinen Antrag zu begründen, denſelben ebenfalls 
zurück. 

In der Spezial⸗Diskuſſion über Tit. 1 der Ein⸗ 
nahme richtet Abg. Dr. Ahlemann eine Anfrage an 
die Regierung über den Stand der Arbeiten der Kom⸗ 
miſſion zur Ausſonderung der ſteuerartigen von den 
grundherrlichen Gefallen in Schleswig-Holftein. — Der 
Reg.⸗Kommiſſar Dreßler erklärt, nicht in der Lage zu 
ſein, eine Mittheilung darüber machen zu können. — 
Abg. Dr. Hänel bemerkt darauf, daß die darüber 
herrſchende Unſicherheit in den Herzogthümern große 
Beſorgniß errege. 

Abg. Grumbrecht nimmt zu Tit. 1 der Ein⸗ 
nahmen ſeinen vorher zurückgezogenen Antrag wieder 
auf. (Große Unruhe im Hauſe.) Nachdem der An⸗ 
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Geh. 


Abendblatt. Freit 


Willkür möchte ich im wohlverſtandenen Julereſſt des 


finden. 
ſyſtematiſch jede Verhandlung zurück, erregt ohne Grund 


1 a 
In Erwägung, daß in Betreff der Um- 
in ein kummu⸗ 


der Pforte behandelt werden ſoll, indem auf den Parijer 
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8 den 11. Dezember 
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Deutſchland. 
Berlin, 10. Dezember. 


Anſinnen der „diplomatiſchen Artikel“ des 


ſches offiziͤſes Blatt, die „France“, den 
Meinung der preußiſchen Kriegspartei 
Dieſe Partei, bemerkt dazu das Blatt, weiſt 


die Empfindlichkeit eines falſchen Patriotismus und macht 
ſo den Krieg unvermeidlich, den die Staatsmänner aller 


Länder zu verhüten ſuchen. Unter dieſen Umſtänden 
werden jedenfalls noch dieſe folgenden Bemerkungen an 
hrem Platze ſein. 


Wenn an Rußland oder Frankreich 
von einer andern Macht die Forderung geſtellt würde, 
es ſollte ſeine innere nationale Geſtaltung nur mit 


Genehmigung der andern Mächte vornehmen, ſo würde 


man in dieſer Zumuthung Zeichen von Wahnſinn oder 


ner abſichtlichen Beleidigung erkennen. Ebenſo ſchließen 
1) vom Abg. 
„Die Staatsregierung aufzufordern: dem haltung des Status quo in Deutſchland unter die 


die Vorſchläge des „Journals dee Débats“ die Er- 


Garantie der europäiſchen Mächte zu ſtellen, eine Ver- 


höhnung der Macht und der Würde Preußen in ſich. 
8 rgleichen Zumuthungen find nur geeignet, den Krieg 
in der muthwilligſten Weiſe herbeizuführen. Eine weitere 


Unverſchämtheit des Artikels des „Journals des Debats“ 
liegt darin, daß nach demſelben Deutſchland nach Analogie 


Vertrag von 1856 hingewieſen wird, in welchem 
Deſterreich, Frankreich und England die Unabhängigkeit 
Integrität der Pforte garantiren. Es iſt endlich 
ne Rohheit in dem „Journal des Deébats“ inſofern 
zu finden, als Preußen darin der Gedanke an einen 
Vertragsbuch untergeſchoben wird. Dieſe Vorausſetzung 
eines möglichen Vertragsbruchs ſeitens Preußens wird 
nämlich deutlich dadurch angezeigt, daß man es durch 
Protokolle oder Noten binden will, den Prager Frieden 
in einem beſtimmten Sinne zu erfüllen und daß man 
den Status quo in Deutſchland unveränderlich feſt⸗ 
zuſtellen ſucht. Es iſt wohl anzunehmen, daß dergleichen 
phantaſtiſche Vorſchläge bei den Kabinetten die richtige 
Würdigung finden werden, um ſo mehr, als dieſe 
wiſſen, daß das deutſche Volt ernſtlich den Frieden 
will, daß aber eine Koalition des Auslandes die Einheit 
Deutſchlands über Nacht ſchaffen würde, die ſie ver- 
hindern wollte. — Dem Bundesrath iſt von Seiten 
des Bundespräſidiums eine Vorlage in Betreff der 
Bildung des Rechnungshofes des norddeutſchen Bundes 
zugegangen, der bekanntlich die Kontrole über den 
Bundeshaushalt für die Jahre 1867 —69 führen ſoll. 
Es wird in der Vorlage von der Vorausſetzung aus⸗ 
gegangen, daß eine beſondere Abtheilung der preußiſchen 
Oberrechnungslammer, beſtehend aus Direktor, 5 Mit⸗ 
gliedern und den betreffenden Subalternbeamten gebildet 
werden ſoll, um die Funktionen des Rechnungshofes für 
den norddeutſchen Bund wahrzunehmen. Für dieſeu 
Rechnungehof iſt ein Etat pro 1869 aufgeſtellt, der 
mit 59,700 Thlr. an fortdauernden und 4000 Thlr. 
an einmaligen Ausgaben abſchließt. Die definitive 
Organisation des Rechnungshofes it von der Bewilli⸗ 
gung dieſes Poſtens durch den Reichstag abhängig. Es 
liegt nur in der Abſicht, dem nächſten Reichstag eine 
Vorlage zu machen, in welcher alle nöthigen Ausgaben, 
die im Etat nicht enthalten ſind, in Form eines Nach- 
trags⸗Etats zuſammen geſtellt find. Hierüber wird zu- 
nächſt die Beſchlußnahme des Bundesraths erbeten. — 
In mehreren Blättern findet ſich die Nachricht aus 
Berlin, daß Graf Bismarck im Abgeordnetenhauſe 
mit dem Präſidenten v. Forckenbeck und dem Abg. don 
Lasker eine Beſprechung gehabt habe, „die ſich auf Ver⸗ 
wiſchung des Eindrucks bezogen haben ſoll, den das 
Auftreten des Juſtizminiſters auf allen Seiten des Hau- 
ſes gemacht habe.“ So viel wir hören, haben Unter 
redungen des Grafen Bismarck mit den Herren von 
Forckenbeck und Lasker über den hier berührten Gegen- 
ſtand nicht ſtattgefunden und ſind überhaupt nach keiner 
Seite hin beſtimmte Acußerungen vom Grafen Bismarck 
in dieſer Hinſicht gemacht worden. Soviel wir übrigens willen, 
ſteht der betreffende Berliner Korreſpondent dem Herrn 
Lasker nahe und es ſoll daher mit der obigen Nach⸗ 
richt überhaupt wohl nur dem Herrn Lasker ein klei⸗ 
ner Liebcsdienſt erzeigt werden. Von Seiten des Ma⸗ 
rine-Departements ift eine Verſuchs⸗Kommiſſion beſtellt 
worden, um Schießverſuchen gegen den vom Fabrikan⸗ 
ten Grüſon gefertigten Panzer⸗Geſchützſtand beizuwohnen. 
Derſelben gehören der Oberſtlieutenant Galſter und der 
Kapitän-Lientenant Graf v. Wittenau-Dantelmann an. 


eitung. 


kragſteller denſelben begründet, wird derſelbe vom Hauſe 


f abgelehnt. 


In einem Artikel 
tg.“, der ſich in ähnlicher Weiſe wie 


Preis in Stettin vierteljährlich 1 Thlr., 
monatlich 10 Sgr., 5 
mit Botenlohn viertelj. 1 Thlr. 7½ Sgr., 
monatlich 12½ Sgr., 
für Preußen viertelj. 1 Thlr. 5 Sgr. 


1868. 


Berlin, 11. Dezember. Se. Majeſtät der 
König nahm geſtern Vormittags zunächſt die Vorträge 
der Hofmarſchälle Graf Pückler und Perponcher ent⸗ 
gegen, arbeitete dann bis halb 2 Uhr mit dem Kriegs⸗ 
miniſter v. Roon und dem Militair-Kabinet und fuhr 
hierauf mit dem Flügeladjutanten Oberſtlieutenant v. 
Lucadou nach Schloß Bellevue, wo bereits die übrigen 
hohen Herrſchaften zur Tauffeierlichkeit verſammelt waren. 
Später fand, wie ſchon gemeldet, die Feſttafel ſtatt 
und Abends erſchien der Hof mit ſeinen Gäſten im 
Opernhaus. 

— Wiewohl Ihre Majeſtät die Königin ſich auf 
dem Wege der Geneſung befindet, kann Allerhöchſtihre 
Betheiligung an der heutigen Taufe in Bellevue nicht 
ſtattfinden. 

— Der Kronprinz kehrt, wie aus England ge⸗ 
meldet wird, Ende Dezember von dort nach Berlin zu⸗ 
rück, und die Frau Kronprinzeſſin folgt mit den Kin⸗ 
dern in den erſten Tagen des Januar k. J. 

— Se. Königliche Hoheit der Prinz Albrecht von 
Preußen iſt geſtern Abend von Hannover hierher zu⸗ 
rückgekehrt. 

— Die Unterrichts- Kommiſſion trat, wie die 
„B. u. H.⸗Zig.“ meldet, am Mittwoch Abend in 
Gegenwart des Kultusminiſters v. Mühler zur Be⸗ 
rathung über den Geſegentwurf, betreffend die Ab⸗ 
änderung des letzten Alinea des Art. 25 der Verfaſſungs⸗ 
urkunde, der die Unentgeltlichkeit des Unterrichts in den 
Volksſchulen vorſchreibt, zujammen. Den Berathungen 
wohnten viele Abgeordnete als Zuhörer bei. Eine leb⸗ 
hafte Debatte forderte die Mitglieder der Kommiſſion 
in zwei Parteien, deren eine die Beibehaltung der Ver⸗ 
faſſungsbeſtimmung vertheidigte, während die andere aus 
konſervativen Abgeordneten beſtehend, gegen dieſelbe ſich 
ausſprach. Miniſter v. Mühler wies in ganz ſach⸗ 
lichen, objektiven Auseinanderſetzungen auf den vom 
frühern Miniſter v. Bethmann⸗Hollweg ausgearbeiteten 
Geſetzentwurf hin, welcher die obligatoriſche Beſtimmung 
zur Aufbringung des Schulgeldes erhalten habe, und 
bemerkte, daß in ſeinem Entwurfe, den er in der vorigen 
Seſſion zuerſt dem Herrenhauſe vorgelegt, von der Auf- 
hebung der Verfaſſungsbeſtimmung nicht die Rede ge⸗ 


Unterrichtsgeſetz war. Da jedoch bei den Kommiſſions⸗ 
berathungen im Herrenhauſe die Forderung hervorge- 
treten ſei, die Beſtimmungen des Art. 25 aufzuheben, 
ſo habe er dieſer Forderung im jetzt vorliegenden Ent⸗ 
wurfe entſprochen. Auch der Reg.-Komm. Aſſeſſor 
Schultze ließ ſich noch des Weiteren aus, worauf die 
Berathung reſp. Beſchlußfaſſung ausgeſetzt und die 
Sitzung nach 10 ½ Uhr geſchloſſen ward. Gegen 
Ende der Sitzung war eine merkliche Abſpannung bei 
den ſchon 6 Stunden lang durch die Plenarſitzung am 
Tage in Anſpruch genommenen Mitglieder eingetreten. 
Es ſind noch viele Redner eingeſchrieben. 

Wiesbaden, 9. Dezember. Es wird heute 
hier beſtimmt verſichert, der vormalige Herzog von Naj- 
ſau beabſichtige das Bolongaro'ſche Schloß in Höchſt 
anzukaufen, und der Kauf jei ſchon jo gut wie abge⸗ 
ſchloſſen. In Königſtein hat er bekanntlich bereits ein 
Beſitzthum und auf die Gebäulichkeiten des ebenfalls in 
der Nähe Frankfurts belegenen Hornauer Hofs ſind in 
letzter Zeit 60,000 Fl. verwendet worden. Der Hor- 
nauer Hof war früher im Beſitz des bekannten Hans 
von Gagern, des Freundes des Freiherrn von Stein. 

Hamburg, 8. Dezember. In der morgen⸗ 
den Sitzung der Bürgeſchaft kommt der Bericht wegen 
Errichtung eines Findelhauſes zur Debatte. Wenn eine 
ſolche Anſtalt irgendwo nothwendig iſt, ſo iſt ſie es ge⸗ 
wiß in Hamburg. Die Statistik der ausgeſetzten, wie 
beſeitigten Kinder erreicht alljährlich eine hohe Zahl und 
ſieht man der lange angeſtrebten Verwirklichung dieſes 
Planes mit geſpanntem Intereſſe entgegen. — Die Zahl 
der Auswanderer betrug im November 2992, in den 
verfloſſenen 11 Monaten dieſes Jahres in Summa 
48,989 Perſonen. — Ein bedeutendes Feuer äſcherte 
am Sonntag Abend die Eiſengießerei von Janſſen und 
Schmilinsly auf Steinwaerder ein. Die Fabrikanlage 
it mit 84,000 Mark Banko in die M.⸗Gladbacher 
Feuerverſicherungsanſtalt aufgenommen. 

Hamburg, 9. Dezember. (Poſt.) Im Laufe 
des Sommers erhob die Hamburgiſche Lokalpreſſe ein 
entſetzliches Geſchrei gegen das preußiſche Schiff „Citra“, 
Kapt. Lucht, welches mit Auswanderern von hier nach 
Rio Grande do Sul expedirt worden war und über 
deſſen Proviant ꝛc. ꝛc. haarſträubende Berichte erſchie nen. 
Man beſchuldigte in der Hamburger Preſſe namentlich 
die Berliner Blätter, daß dieſe die Angelegenheit todt⸗ 
geſchwiegen, worauf wir betonten, daß das in Rede 
ſtehende Schiff in Hamburg von den Herren Lobedanz 
und Ko. ausgerüſtet worden ſei. Die hieſigen Gerichte 
ſuchten ſich die Sache fern zu halten und die Unter- 
ſuchung den preußiſchen Juſtiz zuzuſchieben. Dieſe war 
begreiflicherweiſe inkompetent, zu prüfen, war in Ham⸗ 
burg geſchehen war. Hierauf „unterſuchten“ unſere 
Gerichte und dieſe erklären jetzt den Expedienten natür⸗ 
lich für unſchuldig und wälzen alle Schuld auf den 


weſen, weil eben das Dotationsgeſetz kein vollſtändiges 


0 


N 
N 
N 
N 


Kapitän, betonend mit der alten Leier, daß in Ham⸗ 
burg „alle geſetzlichen Vorſchriften“ hinſichlich der Pro- 
viantsprüfung ac. erfüllt jeien. — Ueber dieſen Hinweis 
auf unſere „geſetzlichen“ Vorſchriften noch ein Wort zu 
verlieren, wäre überflüſſig. Es wird in der „Zanzibar⸗ 
Affaire“ genau eben ſo gehen, in allen künftigen dito, 
ſo lange das „Geſetz“ iſt, was in anderen Staaten 
der „Bock als Gärtner“ genannt werden würde. Der 
Senat beantragt bei der Bürgerſchaft, einem Konſor⸗ 
tium von Privaten ein Areal von 500,000 Q.-Fuß 
zu überlaſſen, um eine Zollvereins⸗Niederlage auf Aktien 
zu erbauen. Das Unternehmen geht von bekannten 
Freihafenmännern aus, welche mit dieſer Niederlage ein 
Geſchäftchen zu machen gedenken und um — „Staats ⸗ 
hülfe“ bitten. 

Altona, 10. Dezember. Der hieſige Ma⸗ 
giftrat hat eine Denkſchrift über des erhobene Zoll- 
averſum ausarbeiten laſſen. In derſelben wird an die 
Regierung das Erſuchen geſtellt, den Betrag des Zoll- 
averſums zum Beſten von Altona zu verwenden; Al- 
tona müſſe von der Regierung begünſtigt werden, da 
ſonſt der gänzliche Ruin der Stadt in Ausſicht ſtehe. 

München, 10. Dezember. Der Kriegsmi⸗ 
niſter hat heute dem Abgeordnetenhauſe den Wehrgeſetz⸗ 
Entwurf vorgelegt. N 

Ausland. N 

Wien, 9. Dezember. Man ſtellt hier eine 
Demonſtration Frankreichs und Englands in Griechen 
land in Ausſicht, wenn es den Vorſtellungen dieſer 
beiden Mächte kein Gehör giebt; engliſche und fran⸗ 
zoͤſiſche Kriegsſchiffe würden dann in der Nähe des 
Piräus Station nehmen. Oeſterreich würde ſich nicht 
betheilggen, da es nicht zu den Schutzmächten gehört. 
Uebrigens hält man die Gefahr für ſehr verringert, 
ſeitdem man weiß, daß auch Rußland ſich in Athen 
den Vorftellungen der beiden anderen Schutzmächte an⸗ 
geſchloſſen hat. 

— Bemerkenswerth iſt ein Schreiben, das der neu 
ernannte Oberſtaatsanwalt Dr. Lift an den Leiter 
der Wiener Staatsanwaltſchaft gerichtet hat; es beißt 
darin: 

Vergeſſen wir niemals, daß die Staatsanwalt⸗ 
ſchaft zwar die Pflicht hat, als öffentlicher Ankläger im 
Staatsprozeſſe aufzutreten, daß aber jedem Staatsan- 
gehörigen das Recht auf den guten Namen zur Seite 
ſteht, und laſſen wir uns nicht auf ungenügende Ver- 
dachtsgründe hin verleiten, dieſem Rechte nahezutreten. 
Vergeſſen wir niemals, daß die Staatsanwaltſchaft zwar 
die heilige Pflicht hat, vor den Gerichten auf die An- 
wendung der Stra geſetze gegen Uebelthäter zu dringen, 
daß fie jedoch dabei nicht von Verfolgungsſucht oder 
perſönlichen Antipathien, ſondern von der Ueberzeugung 
geleitet ſein muß, daß das Wohl der Geſammtheit die 
Beſtrafung von Geſetzesübertretungen dringend erheiſche. 
Die Staatsanwaltſchaft ſei der Wächter des Geſetzes, 
aber auch der Schutz des loyalen Staatsbürgers. Der 
Gedanke ſoll nie auch nur auf einen Augenblick auf- 
tauchen, daß etwas Anderes als die gerechte und noth 
wendige Handhabung des Geſetzes den Arm der Staats- 
anwaltſchaft in Bewegung ſetzen könnte. 

g — Graf Beuſt hat, wie man dem „Vaterland“ 
meldet, eins der Donatialgüter in Siebenbürgen 
erhalten. 

Peſth, 10. Dezember. Die Seſſion des un- 
gariſchen Reichstages iſt heute feierlich durch den König 
geſchloſſen worden. In der Thronrede wird zunächſt 
auf die fruchtbringende Thätigkeit hingewieſen, welche der 
gegenwärtige Reichstag entfaltet habe und alsdann her- 
vorgehoben, daß das gemeinſam erſtrebte Ziel in der 
Löſung jener Fragen beſtand, welche nicht nur in der 
jüngften Vergangenheit, ſondern ſeit Jahrhunderten die 
Quelle von Mißtrauen, Stagnation und Zerwürfniſſen 
waren. Die Löſung dieſer ſchwierigen Aufgabe ſei glück⸗ 
lich gelungen; das aufrichtige Bündniß zwiſchen König 
und Nation habe dieſen Erfolg errungen. Dieſem 
Reichstage gebühre der Ruhm, jene Ungewißheit der po⸗ 
litiſchen Lage beendigt zu haben, welche die edelſten Kräfte 
der Nation zu Unthätigkeit verdammte. An die Stelle 
der ſtaatsrechtlichen Zerwürfniſſe, welche ehedem zwiſchen 
beiden Staatsgebieten herrſchten, ſeien jetzt die Bezie⸗ 
hungen gegenſeitiger Achtung und Freundſchaft getreten. 
Die Monarchie ſucht und findet ihren Schwerpunkt in 
ſich ſelbſt und ſchreitet mit verjüngter Kraft vorwärts 
auf der neuen Bahn, deren Endziel Friede und Wohl- 
fahrt, zugleich aber auch die Wahrung jener Stellung 
bildet, welche ſie im Kreiſe der europäiſchen Staaten 
einzunehmen berufen iſt. Die Quelle, aus welcher die 
Uebel der Vergangenheit floſſen, it verſchüttet. Ueber 
derſelben erhebt ſich als ein bleibendes Denkmal der 
ungariſchen Treue die Vaterlandsliebe und Mäßigung, 
auf welchem die Geſchichte ſchon jetzt eine lange Reihe 
großer und heilſamer Erfolge verzeichnet hat. Die Rede 
des Königs wirft ſodann einen Rückblick auf die voll⸗ 
kommene Wiederherſtellung der ungariſchen Verfaſſung 
und des Titels des Königs von Ungarn, auf den Aus- 
gleich mit Kroatien und die Union mit Siebenbürgen. 


Der König hege jetzt das ſichere Bewußtſein, daß dae 


Reich hierdurch Schwächung nicht erfahren, ſondern nur 
die alten Grundlagen der Kraft wiedergewonnen habe. 
Das neue Wehrgeſetz ſei eine Bürgſchaft für die Inte- 
grität der ungariſchen Krone wie der Monarchie. Bei 
Organiſirung der Wehrkraft habe der Reichstag die Noth- 
die Ergänzung der Offiziere des ſtehenden Heeres den- 
wendigkeit eines gemeinſchaſtlichen Heeres anerkannt und 
hierdurch eine die Entwickelung der Monarchie ſchützende 
Wehrkraft geſchloſſen. Indem derart die Stellung der 
ungariſchen Monarchie befeſtigt ſei, liege hierin zugleich 
eine Garantie des Friedens nach außen hin, deſſen un- 


getrübte Aufrechterhaltung der König zur vorzüglichſten 
Aufgabe eines Regenten zähle. Die Thronrede erwähnt 
schließlich des vom Reichstage beſchloſſenen Schlußgeſetzes 
und ſpricht die Hoffnung aus, daß das Geſetz über die 
Nationalitäten durchaus befriedigend wirken werdez auch 
die übrigen Maßregeln, welche der Reichstag zur 
Hebung des innern Wohlſtandes erlaſſen, finden Er- 
wähnung. In den Schlußworten der Rede ſpricht der 
König der geſammten Nation ſeinen Dank aus und 
giebt gleichzeitig dem Wunſche Ausdruck, daß die auf- 
richtige Einheit erhalten bleiben möge, welche dafür 
neuerdings Zeugniß abgelegt habe, daß nur der Herrſcher 
eines glücklichen Volkes ſich glücklich fühlen könne. 

Brüſſel, 10. Dezember. In der heutigen 
Diskuſſion der Kammer über die Vorfälle in St. Ge⸗ 
nois ſagte der Juſtizminiſter, die gerichtliche Unterſuchung 
ftelle die Brandſtiftungen als das Reſultat der von dem 
Klerus und der klerikalen Preſſe planmäßig herbeige⸗ 
führten Aufreizungen hin. Der Miniſter fügte hinzu, 
daß einer der geſtändigen Angeklagten die Schuld auf 
die klerikale Preſſe ſchiebe. 

Paris, 10. Dezember. Die Mächte unter⸗ 
ſtützen hauptſächlich zwei Forderungen der Türkei, erſtens 
daß Griechenland den Werbungen der Freiwilligenkorps 
Einhalt thue, und zweitens, daß es der Rückkehr der 
geflüchteten Kretenſer in ihr Vaterland lein Hinderniß 
in den Weg lege. — Die Zeitung „Le Phare de la 
Loire“ iſt von dem Gerichtshof zu Nantes wegen der 
Subskription zum Baudin-Denkmal zu einer Geldbuße 
von 800 Francs verurtbeilt worden. — Das Militär 
budget für 1870 wird im Verhältniß zu 1869 keine 
Steigerung erfahren. 

Florenz, 10. Dezember. Der preußiſche Ge⸗ 
ſandte, Graf v. Uſedom, iſt aus Berlin wieder einge⸗ 
troffen und hat bereits die Leitung der Geſchäfte der 
Geſandtſchaft wieder übernommen. — „Riforma“ mel- 
det, daß ein Rundſchreiben des Miniſters des Innern 
den Stadtbehörden verbietet, ſich an Subſkriptionen zu 
Gunſten der Hinterbliebenen des Monti und Tognetti 
zu betheiligen. — Die „Mail. Ztg.“ zeigt an, daß der 
König der Wittwe Monti's eine Unterſtützung von 5000 
Lire habe angedeihen laſſen. 

London, 10. Dezember. Das Parlament iſt 
ſoeben zuſammengetreten. Der Sprecher der letzten 
Seſſion, Denyjon, wurde ohne Oppoſition wiedergewählt. 
Die Vereidigung der Mitglieder hat begonnen. 

Madrid, 10. Dezember. Die ſtädtiſchen Be- 
hörden haben die angeordnete Lohnherabſetzung der in 
den Nationalwerkſtätten beſchäftigen Arbeiter aufrecht er⸗ 
halten und auch bereits in Ausführung gebracht. 

Madrid, 10. Dezember. Die amtliche „Ma- 
drider Zeitung“ veröffentlicht heute keine irgendwie wich- 
tigen Nachrichten aus Cadir. Der Regierung ſind Zu⸗ 
ſtimmungs-Adreſſen von zahlreichen ſtädtiſchen Gemeinden 
und freiwilligen Wehrvereinen, welche ihre Unterftügung 
anbieten und die Urheberſchaft der ſtattgehakten Unord⸗ 
nung auf das Bitterfte tadeln. — Die Bewachung der 
Hauptſtadt und die Aufrechterhaltung der Ordnung blei⸗ 
ben nach wie vor ausſchließlich den „Freiwilligen der 
Freiheit“ anvertraut. 

Cadix, 10. Dezember. Die Inſurgenten haben 
um Kapitulation nachgeſucht und die Konſuln der aus- 
wärtigen Mächte unterſtützten dies Geſuch. Man glaubt, 
daß die Kapitulation ihnen bewilligt werden wird. 

Havanna, 9. Dezember. Heute traf die erſte 
Verſtärkung von Truppen aus Spanien ein, die ſofort 
nach ihrer Ausſchiffung gegen die Aufſtändiſchen mar⸗ 
ſchirte. ö 
Kopenhagen, 10. Dezember. Dem Ver⸗ 
nehmen nach wird der Prinz von Wales dem König 
von Schweden in nächſter Woche in Stockholm einen 
Beſuch abſtatten. 

Konſtantinopel. 8. Dezember. Der eng- 
liſche Dampfer „Caradoc“ iſt geſtern Abend mit einem 
Spezialauftrage der engliſchen Geſandtſchaft nach dem 
Archipelagus abgegangen. — Die türkiſchen Truppen 
haben Befehl erhalten, zum Aufbrechen bereit zu ſein. 

Newyork, 9. Dezember. Der Bericht des 
Finanzminiſters ſchlägt vor, daß die Greenback's ihre 
Eigenſchaft als geſetzliches Zahlungsmittel bei allen Pri⸗ 
vatverpflichtungen, welche nach dem 1. Januar 1870 
eingegangen werden, verlieren und nach dem 1. Januar 
1871 Niemand, außer der Regierung, verpflichtet ſein 
ſoll, dieſeldñen in Zahlung zu nehmen. Der Bericht 
empfiehlt ferner eine Zinſenredultion der zu fundirenden 
Staatsſchuld. 

— Als der Senat die Botſchaft des Präſidenten 
Johnſon erhielt, weigerte er ſich, dieſelben vorleſen zu 
hören, und vertagte ſich. 

Pammern. 

Stettin, 11. Dezember. Se. Majeſtät der 
König haben müttelſt Allerhöchſter Kabinetsorde vom 
26. v. M. Folgendes zu beſtimmen geruht: „1) Dffi- 
ziere des Beurlaubtenſtandes, welchen Ich lünftig in 
Rückſicht auf beſondere Dienſtleiſtungen, oder auf eine 
die geſetzlich beſtimmten Termine überſchreitende Dienft- 
zeit, bei ihrem Ausſcheiden, das Recht die Armee-Uni⸗ 
form zu tragen verleihe, haben dieſelbe nach Maßgabe 
der hierfür gültigen Beſtimmungen anzulegen und hierzu 
die Kopfbedeckung der Provinziallandn ehr - Infanterie 
Inc. Kavallerie-Offiziere zu tragen. Am Waffenrock 
fällt jedoch fur Offiziere aller Waffengattungen der vorn 
befindliche Paſſepoil fort, wogegen die Offiziere von der 
Kavallerie am oberen Rande des Kragens und an den 
Aufichlägen des Waffenrocks einen weißen Paſſepoil zu 
tragen haben. 2) Die in dieſer Weiſe modifizirte Uni⸗ 
form iſt für die Folge als Landwehr-Armeeuni⸗ 
form zu bezeichnen.“ 


im Monat November 1868 30,523 Thlr., im Monat 
November 1868 mehr 444 Thlr., überhaupt im Jahre 


pommerſchen Zweigbahnen: im Monat November 1868 


— Eine zweite Allerhöchſte Kabinets-⸗Ordre von 


demſelben Tage lautet: „Auf den Mir gehaltenen Vor⸗ 
trag beſtimme Ich hierdurch, daß die im §. 11 der 
Verordnung vom 31. Oktober 1861 über die Er- 
gänzung der Offiziere des ſtehenden Heeres den⸗ 
jenigen auf Beförderung dienenden jungen Männern, 
welche auf Grund eines vollgültigen Abiturientenzeug⸗ 
niſſes mindeſtens ein Jahr auf einer preußiſchen Uni⸗ 
verſität ſtudirt haben, bewilligte Vergünſtigung auch auf 
ſolche jungen Leute auszudehnen iſt, die eine überhaupt 
im Gebiete des norddeutſchen Bundes belegene Univer- 
ſität unter denſelben Bedingungen mindeſtens ebenfalls 
ein Jahr beſucht haben.“ 


— Die bisherige Vergünſtigung, wonach zur Er⸗ 
werbung der Civiloerſorgungsanſprüche von 12 Jahr 


gedienten Unteroffizieren das Dienſtjahr der einjährigen 
Freiwilligen einer dreijährigen Dienſtjeit gleich gerechnet 


wurde, ſoll in Ausführung der neuen Beſtimmungen 


über die Dienſtverhältniſſe der Mannſchaften des Be⸗ 
urlaubtenſtandes künftig nicht mehr in Anwendung 


kommen. 


Vergleichende Zuſammenſtellung der Betriebs- 


Einnahmen: I. der Stammbahn Berlin⸗Stettin⸗Star⸗ 
gard: im Monat November 1868 148,796 Thlr., 


im Monat November 1867 146,303 Thlr., mithin 
im Monat November 1868 mehr 2493 Thlr., über- 


haupt im Jahre 1868 gegen 1867 mehr 55,342 
Thlr.; II. der Zweigbahn Stargard ⸗Cöslin - Colberg: 


November 1867 30,079 Thlr., mithin im Monat 
1868 gegen 1867 mehr 18,645 Thlr.; III. der Vor⸗ 


44,837 Thlr., im Monat November 1867 44,668 
Thlr., mithin im Monat November 1868 mehr 169 
Thlr., überhaupt im Jahre 1868 gegen 1867 mehr 
27,324 Thaler. 

— Der bisherige Landſchafts-Deputirte, Baron 
v. Steinäcker auf Roſenfelde, iſt wiederum für einen 
dreijährigen Zeitraum zum Landſchafts⸗Deputirten für 
den Greifenhagener Kreis gewählt worden. 

— An dem Dom-Gymnafiune zu Colberg iſt die 
Beförderung des ordentlichen Lehrers Jacob zum Ober⸗ 
lehrer, und die Anſtellung des Hülfslehrers Dr. Janke 
als ordentlichen Lehrers genehmigt. 

— Die Pfarrſtelle in Frauendorf, Land⸗Synode 
Stettin, Königlichen Patronats, zu welcher 3 Kirchen 
und 3 Schulen gehören, iſt durch Todesfall erledigt 
und zum 1. Januar 1870 wieder zu beſetzen. 

— Befördert oder verſetzt finds der Ober- 
Steuer-Kontroleur Ackermann in Zörbig zum Haupt- 
Amts-Kontroleur in Stargard und der Ober-Grenz- 
Kontroleur Weller in Swinemünde desgleichen in 
Wolgaſt; der Haupt⸗Amts-Aſſiſtent Aſcher in Stettin 
zum Ober-Grenz⸗Kontroleur in Swinemünde, und die 
Zollamts-Aſſiſtenten Ziegel in Damgarten und Böt- 
ticher in Straßburg zu Hauptamts-Ajitenten in Gtet- 
tin; der Haupt-Amts-Kontroleur Ewald in Wolgaſt 
in gleicher Eigenſchaft nach Swinemünde. 

— Perſonal-Veränderungen bei der Königlichen 
General-Kommiſſion für Pommern in Stargard: 1) der 
Feldmeſſer Koller in Stettin iſt nach Lüneburg ver- 
ſetzt; 2) der Rittergutsbeſitzer Spalding zu Jahnlow 
und der Ober-Amtmann Harder zu Barkow ſind als 
Kreis verordnete des Grimmer Kreiſes, ſowie 3) der 
Rittergutsbeſitzer Schulze zu Clebow, der Dber-Amt- 
mann Kühne zu Thaensdorf und der Freiſchulzenguts⸗ 
beſitzer Raute zu Röhrchen als Kreis-Verordnete des 
Greifenhagener Kreiſes vereidet und beſtätigt; 4) der 
Schulzenhofbeſizer Struck zu Woiſtenthin iſt zum 
Kreis⸗Boniteur vereidet und beſtätigt. 

— Zur Nachachtung für das Publikum bringt 
das hieſige Königl. Appellationsgericht in Erinnerung, 
daß Depoſitalgelder, geldwerthe Dokumente, Pretioſen 
oder ſonſtige zum Depoſitorium beſtimmte Gegenſtände 
niemals einem einzelnen Beamten gezahlt oder einge- 
händigt werden ſollen, ſondern jede Zahlung oder Be- 
händigung dieſer Art, wenn fie als gültig geſchehen er- 
achtet werden ſoll, in Gegenwart aller drei Depoſital⸗ 
beamten erfolgen, auch die Quittung von dieſen drei 
Perſonen ausgeſtellt und mit dem Gerichtsſiegel ver⸗ 
ſehen werden muß. Sämmtliche Gerichte ſind ange- 
wieſen, die zur Depoſitalverwaltung beſtellten drei Per⸗ 
ſonen durch einen Aushang am ſchwarzen Brett nament- 
lich zu bezeichnen. Die Annahme von Depoſitalgegen⸗ 
ſtänden durch einzelne Beamte iſt bei Strafe unterſagt. 


Vermiſchtes. 
Köln, 8. Dezember. In den letzten Tagen 


wurde dem in Deutz garniſonirenden weſtphäliſchen Pionier- 


Bataillon ein Deſerteur zugebracht, welcher, obwohl erſt 
eben 20 Jahre alt, in drei Armeen freiwillig gedient 
hat, aber auch allen dreien freiwillig davongelaufen iſt. 
Als junger Mann von 17 Jahren verließ dieſer leicht- 
fertige Burſche ſeine in Koblenz wohnenden Angehörigen 
und begab ſich mit einem, denſelben entführten Pferde 
nach Straßburg. Hier verkaufte er das Pferd und 
ließ ſich für die franzöſiſche Armee in Algier anwerben. 
Nicht lange aber muß ihm, dem ſelbſt die Freiheit ſeines 
heimathlichen Hauſes nicht genügte, das franzöſiſche 
Soldatenjoch behagt haben, denn er kehrte nach einiger 
Zeit in ſeine Heimath zurück. Im Herbſte 1866 trat 
er bei dem vorgenannten Pionier-Bataillon freiwillig 
ein, entfernte ſich aber im erſten Jahre zweimal auf 
mehrere Tage, was mit einer geringeren Strafe geahndet 
wurde. Vor ſechs Monaten, an einem ſchönen Frühlings ⸗ 
morgen, als er am Deutzer Rheinufer ſteht, hört er, 
wie er ſelbſt ſagt, das Läuten eines zur Abfahrt bereit 
liegenden Schiffes und es überfommt ihn der Gedanke, 


mitzufahren. Er beſteigt denn auch ohne jede weitere 
Ueberlegung das Schiff, und da ihm gerade des Morgens 
der Dekadenſold für ſeinen Unteroffizier zur Ablieferung 
anvertraut war, ſo benutzt er dieſen als Paſſagiergeld 
und fährt, ſo weit er kann, rheinaufwärts, kommt na 

Süddeutſchland und faßt den Entſchluß, nach Rom zu 
geben. An Reiſeunterſtützung wird es ihm bei dieſem 
heilſamen Vorſatze wohl nicht gefehlt haben. In Rom 
angelangt, läßt er ſich bei der päpſtlichen Armee ein- 
Was Wunder aber, daß der Unſtäte auch hier 
ſich nicht lange heimiſch fühlen kann: Er nimmt auch 
Reißaus in der heiligen Stadt und ſtellt fi in Mainz 
der preußiſchen Kommandantur, die ihn in ſeiner römiſchen 
Uniform hierher transportiren ließ, wo er ſeinen Kame⸗ 
raden gleich ankündigte, daß er auch ſchon wieder fort⸗ 
Man ſollte kaum glauben, daß der 
junge Menſch zurechnungsfähig ſei; nichtsdeſtoweniger 
ſoll er ein äußerſt geriebener Burſche ſein. 
wird ihm Gelegenheit gegeben werden, viele Monate 
lang über den Werth auch einer beſchränkten Freiheit 
nachzudenken, denn außer dem Vergehen der Deſertion 
kommt auch das der Unterſchlagung zur Beſtrafung. 


ftellen. 


kommen werde. 


Schiffsberichte. 


Swinemünde, 10. Dezbr. Angekommene Schiffe: 
Nord, B 
von Hartlepool. Marſchall, Jordan von Grimsby Orion, 


Caradoc (SD), Chapmann von London. 


Gutmann von Bordeaux. 
Börfen-VBerichte. 
Stettin, 11. Dezbr. 
Temperatur ＋ 2 R. 


Wind SW. 


% . bez., Br. u. Gd., Mai- Juni 5 
pomm. 46 48 bez. 


„bez. n. Gd., Mai-Juni 15%, 34 


101, bez. 
Angemeldet: 200 Ctr. Rüböl. 


Rüböl 9½, Spiritus 14%, . bez. 


Berlin» Stettiner Eiſenbahn⸗Aktien 130. 


8317. 
don 3 Mt. Paris 2 Mt. —. 


barden 110%. 


jahr 31% Br. 


5 
pom. Unausseeb.- CO... 8 
Greifenhag. K rois- O 5 
Pr. National- V.- A...... 4 
Pr. See- Assocuranz- : 1 
Pomerania Mn 4 
Union J. . d e iR 4 
St. Speicher- AA.... 5 
Vor. Speicher -A. 5 
pom Prov.- Zuckers. 5 
N. St. Zuckersiod . 4 
Merch. Zuckor fabrik 4 
Brodower „ 4 
Walzmühle 5 

4 
5 
5 
4 


St. Portl.-Comentf, «+++ -*r +) 
St. Dampfschlepp G. 
St. Damptschifi-V wernttrennes H 
Neue Damnpfor- C. „„ 
Germania 
Vulkan . ac 
St. Dampfmühlo 
Pommerensd. Ch. F... 
Chem. Fabrik-Ant ... 
St. Kraftdünger- F. +... 
Gameiun. Bau ges 
Grabow Stadt-O bl. | 


Pe a 


4 


Aamb urg 6 Tag 
j *** 2 Mt 
Amsterdam ++ rennen nern. 8 Tag 
ERTL dd, d.. 2 Mt 
London 10 Tag 
j *** *ͤ W | 3 Mt 

Paris 10 Tg 

IE RT LEN ET EHER SER 2 M 
reme nn 3 Mt. 
St. Petersb gg. 3 Wab. 
Wien e e e ee e Tag. 

- 2 Mt. 
Preuss. Bank 4 
Ito. Anl.54 577 4 

5 F eee 5 
St.-Schlds een... . 3 
b. Prüm.- Anl.. 377 
bomm. Pfd br. 3 

A ODER TER 4 

1 Rentenbb .. 4 
Ritt. P. F. B A. b ae 4 
Horl.-St. E. A. „„ „„ „„ „ 4 

* Prior. 4 

5 sse, dete 4 
Starg.-P. E. Ak. 47 

5 Pier eee 4 
e e eee ee 40% 
St. Börsenhaus- O. 4 
St. Schauspielh.- Oo. ö 


Witterung: trübe, windig. 


Wenzen wenig verändert, pr. 2125 Pfd. loco gelber 
inländ 65-67 % bez, feinſter 67 ½, 68 % bez., ungar. 
59—61 , bunter poln. 65, 66½ %. bez, weißer 
67-69 %, pr. Dezember 67 nom., Frühjahr 67¼, Ya, 
2 V bez, ½ Br. u. Gd., Mai⸗Juui 68 ½ „ Br. u. Gd. 
Roggen feſt, per 2000 Pfd. loco 51—52 9% bez., 
feinſter 521, . bez., Dezember 50%, e bez, 1½ Gd., 
Dezember⸗Januar 501g, 50% bez., Frübiahr 50, 50%, 
1057 I Br. 
Gerſte ſtill pr. 750 Pfd. loco Oderbruch 50 bez., 


Hafer unverändert, pr. 1300 Pfd. loco 32—34 4 
bez., poln. 30 - 31.94, 4750 pfd. per Frühjahr 84 % bez. 
Erbſen Frühjahr Futter 57 9% bez. u. Gd. 
Rüböl ſtille, loco 9% , Br., per Dezember 
9½% e bez, Januar Februar 9½ % Gd. u. Br., 
April⸗Mai 9½ % Gd., Sept.⸗Oktober 9% Gd. 
Spiritus niedriger, loco obne Faß 15%, 2, 
15 & bez, Dezember 14½ 9% bez, Januar-Februar 
15 & Br., Febr.⸗März 15½% 9 Br., Frühjahr 151% 


n bez. 
Leinöl Januar⸗Februar pommerſches inclufive Faß 


Regulirungs⸗Preiſe: Weizen 67, Roggen 50%, 


Derlin, 11. Dezember. Staateſchul ſcheine 81 ½. 
Staats - Anleihe 4½ % 94. Bomm. Pfandbrieſe 84 
Meckl. Eiſen⸗ 
bahn-Attien 72. Oberſchleſiſche Eiſenbahn-Aktien 191/80 
Stargarb-Bofener Eiſenb. uktien 94. Oeſterr. National- 
Auleide 54%, Oeſierreichiſche Banknoten 85. Ruſſ. Noten 

Amerikaner 6% 79 Hamburg 2 Mt. — Lon⸗ 
Wien 2 Mt. 84%. 
Petersburg 3 W. 8175. Coſel- Oderberger 113Y,. Lom⸗ 


Weizen feſt, per Dezember 64, April» Mai 62. 
Roggen feſt, per Dezember 50'4, 51, Dezbr⸗Jauuar 50%, 
½, per April⸗Mai 501, 50. Rüböl ruhig, loco 9 
per Dezember 9517, 512, pr. April⸗Mai 9¼. Spiritus 
ſtill, loco 151, pr. Dezbr. 159,4, %%, Januar-Februar 
15 19, %, pr. April Mai 16 ½, 2. Hafer pr. Früh⸗ 


Steftim, den Il December. 


Einſtweilen 


inder 


1 
77 


Lond. 4 4 
94½ B 


— — 
385 
S 


